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Im Focus
BVerfG zur Verzinsung von Steuernachforderungen und -erstattungen ab 2014
Mit Beschluss vom 08.07.2021 – 1 BvR 2237/14; 1 BvR 2422/17 hat das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) entschieden, dass
die Verzinsung von Steuernachforderungen und Steuererstattungen in § 233a in Verbindung mit § 238 Abs. 1 Satz 1 der Abgaben-
ordnung (im Folgenden: AO) verfassungswidrig ist, soweit der Zinsberechnung für Verzinsungszeiträume ab dem 01.01.2014 ein
Zinssatz von monatlich 0,5 % zugrunde gelegt wird. Der typisierte Zinssatz von jährlich 6 % sei spätestens seit dem Jahr 2014
 »evident realitätsfern«, urteilte das BVerfG. Denn nach dem Ausbruch der Finanzkrise im Jahr 2008 habe sich ein strukturelles
Niedrigzinsniveau entwickelt. Laut BVerfG bleibt das bisherige Recht für bis einschließlich in das Jahr 2018 fallende Verzinsungs-
zeiträume weiter anwendbar, danach nicht mehr. Bis 31.07.2022 muss der Gesetzgeber eine verfassungsgemäße Neuregelung
treffen.
§ 233a AO regelt die Verzinsung von Steuernachforderungen und Steuererstattungen. Die Verzinsung betrifft den Zeitraum
 zwischen der Entstehung der Steuer und ihrer Festsetzung (Grundsatz der Vollverzinsung). Der Zinslauf beginnt allerdings nicht
bereits mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Steuer entstanden ist, sondern erst nach einer zinsfreien Karenzzeit von grund-
sätzlich 15 Monaten. Von der Vollverzinsung betroffen sind damit lediglich diejenigen Steuerpflichtigen, deren Steuer erst nach
Ablauf eines längeren Zeitraums nach der Entstehung des Steueranspruchs erstmalig festgesetzt oder geändert wird.
In der Praxis sind laut BVerfG insoweit insbesondere (geänderte) Steuerfestsetzungen nach einer Außenprüfung von Bedeutung.
Die Zinsen betragen nach § 238 Abs. 1 AO für jeden vollen Monat des Zinslaufs 0,5 %, also 6 % jährlich. Von der Verzinsung erfasst
werden nur die in § 233a Abs. 1 Satz 1 AO abschließend aufgezählten Steuerarten der Einkommensteuer, Körperschaftsteuer,
 Vermögensteuer, Umsatzsteuer und Gewerbesteuer. Die Vollverzinsung wirke sowohl zugunsten (im Fall der Steuererstattung) als
auch zuungunsten (im Fall der Steuernachforderung) der Steuerpflichtigen. Die Gründe für eine späte Steuerfestsetzung oder die
Frage, ob die Steuerpflichtigen oder die Behörde hieran ein Verschulden trifft, seien für die Verzinsung nicht von Belang.
Die Verzinsung von Steuernachforderungen mit einem Zinssatz von monatlich 0,5 % nach Ablauf einer zinsfreien Karenzzeit von
grundsätzlich 15 Monaten stelle eine Ungleichbehandlung von Steuerschuldnern, deren Steuer erst nach Ablauf der Karenzzeit
festgesetzt wird, gegenüber Steuerschuldnern, deren Steuer bereits innerhalb der Karenzzeit endgültig festgesetzt wird, dar, so
das Gericht. Diese Ungleichbehandlung erweise sich gemessen am allgemeinen Gleichheitssatz aus Art. 3 Abs. 1 GG für in die Jahre
2010 bis 2013 fallende Verzinsungszeiträume noch als verfassungsgemäß, für in das Jahr 2014 fallende Verzinsungszeiträume
dagegen als verfassungswidrig.                                                                                                                                                   > DokNr. 21006242

Sperrung einer Stromabnahmestelle durch Gerichtsvollzieher
Gegen einen Mieter betrieb der Energieversorger die Zwangsvollstreckung aus einem Versäumnisurteil. Darin wurde dieser ver -
urteilt, dem Netzbetreiber Zutritt zur Stromabnahmestelle zu gewähren und deren Sperrung durch Wegnahme des Zählers zu
 dulden. Das Unternehmen beauftragte einen Gerichtsvollzieher. Dieser musste die Zwangsvollstreckung jedoch einstellen, weil der
Mann vorgab, weder Mitgewahrsam an dem Raum noch Zutritt dazu zu haben. Der Versorger legte Erinnerung ein und verwies auf
einen gesetzlichen Zutrittsanspruch des Schuldners zum Gemeinschaftszählerraum des Mehrfamilienhauses. Der Beamte folgte
dem nicht, da ihm die Vollstreckung nicht möglich gewesen sei. Die eingelegten Rechtsmittel waren erfolglos.
Nach Auffassung des Bundesgerichtshofs (BGH) gemäß Beschluss vom 17.06.2021 – I ZB 68/20 hat der Gerichtsvollzieher die
Zwangsvollstreckung gegen den Schuldner zu Recht eingestellt. Grundsätzlich reiche es für eine Hinzuziehung des Gerichtsvoll -
ziehers nach § 892 ZPO aus, wenn der Gläubiger eine dem Schuldner zurechenbare Widerstandshandlung als bevorstehend
 anzeigt. Allerdings habe der Energieversorger den erforderlichen (Mit-)Gewahrsam des Schuldners an dem verschlossenen Keller-
raum, in dem sich die Zähler für alle Wohnungen des Mehrfamilienhauses nach seinen Angaben befinden, noch nicht einmal
 behauptet. Entscheidend sei der tatsächliche Mitgewahrsam des Schuldners an dem verschlossenen Raum: dieser lag nicht vor,
denn der Mieter habe keinen Schlüssel zu dem abgeschlossenen Kellerraum gehabt. Der Gerichtsvollzieher sei somit nicht befugt
gewesen, den verschlossenen Raum zwangsweise zu öffnen.                                                                                          > DokNr. 21006243
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